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NEUES VOM EUGH 

Städtekarte als Mehrzweck-
Gutschein 
EuGH, Urteil v. 28. April 2022 – 
Rs. C-637/20 – DSAB Destina-
tion Stockholm 

Der EuGH hat mit vorliegendem 
Urteil zur Auslegung der Gut-
schein-Richtlinie 2016/1065 vom 
27. Juni 2016 Stellung genom-
men, die seit 1.1.2019 in den 
Mitgliedstaaten der EU gilt. 

Sachverhalt 
DSAB vertreibt eine Karte für 
Touristen, die die Stadt Stock-
holm besuchen. Diese Karte gibt 
ihren Inhabenden während eines 
begrenzten Zeitraums und bis zu 
einem bestimmten Wert das 
Recht auf Zugang zu rund 60 
touristischen Attraktionen wie 
Sehenswürdigkeiten oder Mu-
seen. Ferner erhält man damit 
Zugang zu rund zehn Personen-
beförderungsleistungen, etwa 
Rundfahrten mit den eigenen 
„Hop-on-Hop-off“-Bussen und 
‑Booten von DSAB sowie von 
anderen Unternehmen angebo-
tenen Sightseeing-Touren. Ei-
nige dieser Dienstleistungen un-
terliegen der Mehrwertsteuer mit 
einem Steuersatz von 6 bis 25 
Prozent, während andere von 
der Mehrwertsteuer befreit sind. 

Die Inhabenden der Karte ver-
wenden diese als Zahlungsmit-
tel, um Zugang zu einer Dienst-
leistung zu erhalten oder eine 
Dienstleistung zu nutzen. Dabei 
zahlen sie nichts zusätzlich, son-
dern die Karte wird schlicht von 
einem hierfür entwickelten Lese-
gerät eingelesen.  

Gemäß einem mit DSAB ge-
schlossenen Vertrag erhält das 
die Dienstleistung erbringende 
Unternehmen sodann von dieser 
für jeden Zugang oder jede Nut-
zung eine Gegenleistung in 
Höhe eines Prozentsatzes des 
normalen Zugangs- oder Nut-
zungsentgelts. Das die Dienst-
leistung erbringende Unterneh-
men ist nicht verpflichtet, dem 
Inhaber der Karte mehr als ein-
mal Zugang zu seinen Diensten 
zu gewähren. DSAB gewährleis-
tet keine Mindestzahl von Besu-
chern. Wenn die Wertgrenze der 
Karte erreicht ist, kann sie von 
ihrem Inhaber nicht mehr ver-
wendet werden. 

Streitig ist, ob die Städtekarte als 
Mehrzweckgutschein nach der 
Gutschein-Richtlinie zu behan-
deln ist. Das Oberste Verwal-
tungsgericht in Schweden hat 
dazu die Sache dem EuGH zur 
Vorabentscheidung vorgelegt. 
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Urteil 
Der EuGH folgt nicht dem Vor-
bringen der Finanzbehörde, die 
Städtekarte könne kein „Gut-
schein“ im Sinne von Art. 30a 
Nr. 1 MwStSystRL sein, weil es 
einem Durchschnittsverbraucher 
aufgrund der begrenzten Gültig-
keitsdauer dieser Karte nicht 
möglich sei, alle angebotenen 
Dienstleistungen in Anspruch zu 
nehmen. Wie die Generalanwäl-
tin im Wesentlichen ausgeführt 
hat, geht nämlich aus der Defini-
tion des „Gutscheins“ in Art. 30a 
Nr. 1 MwStSystRL nicht hervor, 
dass die Gültigkeitsdauer der 
betreffenden Karte oder die 
Möglichkeit, alle damit angebote-
nen Dienstleistungen in An-
spruch zu nehmen, für die Ein-
stufung der Karte als „Gut-
schein“ im Sinne dieser Bestim-
mung relevant wäre. 

Außerdem kann die Ausstellung 
der Städtekarte angesichts der 
Vielfalt der angebotenen Dienst-
leistungen und der als Dienst-
leistungserbringer auftretenden 
dritten Wirtschaftsteilnehmer 
nicht als „einheitliche Dienstleis-
tung“ eingestuft werden. 

Die Städtekarte ermöglicht den 
Zugang zu verschiedenen 
Dienstleistungen, die unter-
schiedlichen Mehrwertsteuersät-
zen unterliegen oder von der 
Mehrwertsteuer befreit sind, und 
es lässt sich nicht vorhersehen, 
welche Leistungen die Inhaben-
den dieser Karte auswählen wer-
den. In diesem Fall scheidet die 
Einstufung als „Einzweck-Gut-
schein“ im Sinne von Art. 30a 
Nr. 2 MwStSystRL aus. Folglich 
wäre diese Karte als „Mehr-
zweck Gutschein“ im Sinne von 
Art. 30a Nr. 3 dieser Richtlinie 
einzustufen. In diesem Fall un-
terliegen nach Art. 30b Abs. 2 
MwStSystRL erst die tatsächli-
chen Erbringungen der Leistun-
gen bei Einlösung der Städte-
karte der Umsatzsteuer. 

 

Bitte beachten Sie: 
Art. 30a MwStSystRL zur Defini-
tion von Gutscheinen sowie zur 
Abgrenzung von Einzweck- und 
Mehrzweckgutscheinen wurde in 
§ 3 Abs. 14 und 15 UStG umge-
setzt. Das BMF hat mit Schrei-
ben vom 2. November 2020 (III 
C 2 - S 7100/19/10001 :002; Ab-
schnitt 3.17 UStAE) zur umsatz-
steuerlichen Behandlung von 
Einzweck- und Mehrzweck-Gut-
scheinen Stellung genommen. In 
Abschnitt 3.17 Abs. 1 S. 6 
UStAE wird ausgeführt, dass 
Eintrittskarten für Kinos und Mu-
seen sowie vergleichbare Instru-
mente nicht in den Anwendungs-
bereich des § 3 Abs. 13 UStG 
für Gutscheine fallen. Insofern 
hätte auch unter Berücksichti-
gung der Ausführungen der 
deutschen Finanzverwaltung 
fraglich sein können, ob die 
Städtekarte als Eintrittskarte für 
Museen und Sehenswürdigkei-
ten tatsächlich als Gutschein 
qualifiziert. Zudem soll ein Mehr-
zweckgutschein nach den Aus-
führungen der deutschen Fi-
nanzverwaltung als solcher ge-
kennzeichnet werden (Abschnitt 
3.17 Abs. 9 S. 6 UStAE). Mehr-
zweckgutscheine stellen sich in-
sofern umsatzsteuerlich vorteil-
hafter als Einzweckgutscheine 
dar, als sie erst im Zeitpunkt ih-
rer Einlösung umsatzbesteuert 
werden und insofern Cash-Flow-
Vorteile bieten bzw. es bei Nicht-
einlösung final zu keiner Besteu-
erung kommt. Andererseits erge-
ben sich in der Praxis bei Mehr-
zweckgutscheinen oftmals Her-
ausforderungen in der zutreffen-
den umsatzsteuerlichen Abbil-
dung in den (Kassen-)Systemen. 

 

Steuerbefreiung von privaten 
Krankenhäusern 
EuGH, Urteil vom 7. April 2022  ̶  
Rs. C-228/20  ̶  I GmbH 

Der EuGH hat mit vorliegendem 
Urteil zur Steuerbefreiung von 

privaten Krankenhäusern Stel-
lung genommen. 

Sachverhalt 
Die I GmbH erbringt Kranken-
hausleistungen im Sinne des 
deutschen Rechts und ihr Be-
trieb ist staatlich genehmigt. Sie 
ist jedoch nicht in den Kranken-
hausbedarfsplan des Landes 
Niedersachsen aufgenommen 
und daher kein Plankrankenhaus 
im Sinne von § 108 Nr. 2 SGB V. 
Sie ist kein Vertragskranken-
haus, da sie keine Versorgungs-
verträge mit den gesetzlichen 
Kranken- oder Ersatzkassen im 
Sinne von § 108 Nr. 3 SGB V 
abgeschlossen hat. Ihre Um-
sätze sind deshalb grundsätzlich 
nicht nach § 4 Nr. 14 Buchst. b 
UStG steuerfrei. 

Die I GmbH ist der Ansicht, dass 
ihre Leistungen gemäß Art. 132 
Abs. 1 Buchst. b MwStSystRL 
von der Steuer befreit seien. Sie 
betreibe ein anerkanntes Kran-
kenhaus, das Krankenhausleis-
tungen und Heilbehandlungen 
wie eine Einrichtung des öffentli-
chen Rechts erbringe. An ihrer 
Tätigkeit bestehe ein Gemein-
wohlinteresse. Zum einen biete 
sie nämlich ein vergleichbares 
Leistungsspektrum wie öffentli-
che oder in den Krankenhaus-
plan aufgenommene Kranken-
häuser an. Zum anderen er-
bringe sie ihre Leistungen an je-
dermann, ganz gleich, ob ge-
setzlich, privat oder nicht versi-
chert. Die Kosten für die Heilbe-
handlungen würden in erhebli-
chem Umfang von Einrichtungen 
der sozialen Sicherheit getragen, 
zu denen nicht nur die gesetzli-
chen Krankenkassen, sondern 
auch die Bundeswehr, Berufsge-
nossenschaften, Beihilfestellen 
und Botschaften gehörten. Damit 
entfielen 2009 – 2012 ca. 33 bis 
40 Prozent der Belegungstage 
auf Patienten, bei denen Einrich-
tungen der sozialen Sicherheit 
die Kosten übernähmen. 
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Das Finanzamt ist dagegen der 
Ansicht, dass die Krankenhaus-
leistungen steuerpflichtig seien. 
Das dagegen angerufene Nie-
dersächsische Finanzgericht hat 
die Sache dem EuGH zur Vor-
abentscheidung vorgelegt. 

Urteil 
Der EuGH legt Art. 132 Abs. 1 
Buchst. b MwStSystRL dahin 
aus, dass Leistungen von priva-
ten Krankenhäusern ebenso wie 
Leistungen von Einrichtungen 
des öffentlichen Rechts steuer-
frei sind, wenn die Leistungen in 
sozialer Hinsicht vergleichbar 
sind.  

Die zuständigen Behörden kön-
nen bei dieser Feststellung die 
für Leistungen von öffentlich-
rechtlichen Krankenhäusern gel-
tenden regulatorischen Bedin-
gungen sowie – sofern sie auch 
auf öffentlich-rechtliche Kranken-
häuser anwendbar sind – Indika-
toren der Leistungsfähigkeit die-
ses privaten Krankenhauses in 
Sachen Personal, Räumlichkei-
ten und Ausstattung sowie der 
Wirtschaftlichkeit der Betriebs-
führung berücksichtigen. Dies ist 
der Fall, wenn mit diesen Bedin-
gungen und Indikatoren das Ziel 
verfolgt wird, die Kosten der 
Heilbehandlungen zu senken 
und den Einzelnen eine qualita-
tiv hochwertige Behandlung zu-
gänglicher zu machen.  

Ebenfalls berücksichtigt werden 
können die Modalitäten der Be-
rechnung der Tagessätze sowie 
die Kostenübernahme für die 
von dem betreffenden Kranken-
haus des privaten Rechts er-
brachten Leistungen im Rahmen 
des Systems der sozialen Si-
cherheit oder im Rahmen von 
mit Behörden geschlossenen 
Vereinbarungen dergestalt, dass 
die zulasten des Patienten ge-
henden Kosten den Kosten na-
hekommen, die der Patient eines 
öffentlich-rechtlichen Kranken-
hauses für gleichartige Leistun-
gen trägt. 

Bitte beachten Sie: 
Man darf gespannt sein, wie das 
Niedersächsische Finanzgericht 
nach Vorabentscheidung durch 
den EuGH nun entscheidet. Es 
bleibt zudem zu hoffen, dass der 
Gesetzgeber das EuGH-Urteil 
aufgreift für eine Erweiterung 
des nationalen Rechts zur Steu-
erbefreiung von privaten Kran-
kenhäusern. 

 

NEUES VOM BFH 

Unentgeltlichkeit der Wärme-
abgabe 
BFH, Urteil vom 25. November 
2021, V R 45/20 

Liefert ein Unternehmenr mit ei-
ner von ihm hergestellten Bio-
gasanlage vorsteuerabzugsbe-
rechtigt Strom gegen Entgelt, 
während es die mit der Anlage 
erzeugte Wärme unentgeltlich 
auf andere Personen überträgt, 
handelt es sich bei der Wärme-
lieferung um eine steuerbare Zu-
wendung im Sinne von § 3 Abs. 
1b Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 
UStG. Dies hat der BFH mit Ur-
teil vom 25. November 2021 ent-
schieden. 

Sachverhalt 
Im Streitfall errichtete eine KG in 
den Jahren 2005 und 2006 eine 
Biogasanlage, die sie im Jahr 
2006 in Betrieb nahm. Den mit 
der Anlage erzeugten Strom lie-
ferte sie gegen Entgelt und 
machte aus den Errichtungskos-
ten den Vorsteuerabzug geltend. 
Mit zwei im März 2006 und Okto-
ber 2008 abgeschlossenen Ver-
trägen verpflichtete sich die KG 
zur unentgeltlichen Lieferung 
von Wärme an zwei GbRs. In 
den Jahren 2009 und 2010 er-
weiterte die KG ihre Anlage und 
machte auch insoweit den Vor-
steuerabzug geltend. Streitig ist 
die umsatzsteuerliche Behand-
lung der Wertabgabe. 

Urteil 
Der BFH bejaht eine unentgeltli-
che Wertabgabe nach § 3 Abs. 
1b Satz 1 Nr. 3 UStG. Danach 
wird einer Lieferung gegen Ent-
gelt gemäß § 3 Abs. 1b Satz 1 
Nr. 3 UStG jede andere unent-
geltliche Zuwendung eines Ge-
genstands, ausgenommen Ge-
schenke von geringem Wert und 
Warenmuster für Zwecke des 
Unternehmens, gleichgestellt. 
Auf eine Entnahme für Zwecke, 
die außerhalb des Unterneh-
mens liegen, kommt es hierfür 
anders als bei § 3 Abs. 1b Satz 
1 Nr. 1 UStG nicht an.  

Im Streitfall folgt die Unentgelt-
lichkeit aus dem Fehlen einer zu 
einem Entgelt führenden Preis-
vereinbarung, für die auf die Ge-
samtumstände abzustellen ist. 
Dabei ist neben dem ursprüngli-
chen Fehlen einer Preisverein-
barung zu berücksichtigen, dass 
es zu der (erst) späteren Verein-
barung eines Preises aufgrund 
einer Beanstandung der Unent-
geltlichkeit im Rahmen einer Au-
ßenprüfung kam, ein nur gerin-
ger Preis von 0,05 Cent/kWh 
vereinbart wurde, der sich nur 
auf 1/80 des Marktpreises belief, 
und dass die Preisvereinbarung 
(trotz ansonsten schwankender 
Preise für den Liefergegenstand) 
über einen mehrjährigen Zeit-
raum nicht geändert wurde. 

Auch die weiteren Vorausset-
zungen des § 3 Abs. 1b Satz 1 
Nr. 3 UStG liegen vor. Die un-
entgeltliche Übertragung der 
Wärme als Gegenstand auf die 
beiden GbRs als Empfängerin-
nen führte dazu, dass die KG 
diesen jeweils zielgerichtet einen 
Vermögensvorteil verschafft hat. 
Soweit der BFH zudem darauf 
abstellt, dass ein "unversteuerter 
Endverbrauch droht", ist auch 
diese Voraussetzung erfüllt, da 
die auf die beiden GbRs übertra-
gene Wärme einem derart ei-
genständigen Endverbrauch zu-
geführt werden konnte.  
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Auch die Berechtigung zum Vor-
steuerabzug nach § 3 Abs. 1b 
Satz 2 UStG ist zu bejahen. Für 
die Frage, ob der zugewendete 
Gegenstand zum vollen oder 
teilweisen Vorsteuerabzug be-
rechtigt hat, ist bei Gegenstän-
den, die der Unternehmer mit ei-
genen Produktionsmitteln her-
stellt, darauf abzustellen, ob er 
aus dem Erwerb derartiger Anla-
gen zum Vorsteuerabzug be-
rechtigt ist. 

 

Keine Berufung auf das Uni-
onsrecht für Leistungen im 
Bereich des Sports 
BFH, Urteil vom 21. April 2022, 
V R 48/20 (V R 20/17) 

Der BFH hat zur umsatzsteuerli-
chen Behandlung von Leistun-
gen von Sportvereinen nach 
dem Unionsrecht Stellung ge-
nommen. 

Sachverhalt 
Ein Golfverein vereinnahmte Mit-
gliedsbeiträge. Das Finanzamt 
sah diese Beiträge nicht als Ver-
gütung für steuerbare Leistun-
gen an. Darüber hinaus er-
brachte der Golfverein weitere 
Leistungen gegen gesondertes 
Entgelt. Dabei handelte es sich 
um die Berechtigung zur Nut-
zung des Golfspielplatzes, die 
leihweise Überlassung von Golf-
bällen für das Abschlagstraining 
mittels eines Ballautomaten, die 
Durchführung von Golfturnieren 
und Veranstaltungen, bei denen 
der Kläger Startgelder für die 
Teilnahme vereinnahmte, die 
mietweise Überlassung von 
Caddys und um den Verkauf ei-
nes Golfschlägers. Das Finanz-
amt sah diese Leistungen entge-
gen Verein und Finanzgericht als 
steuerpflichtig an. Der BFH hat 
die Sache dem EuGH zur Vor-
abentscheidung vorgelegt. 

Urteil 
Der BFH kommt zum Ergebnis, 

dass die Leistungen in den Be-
reichen Greenfee, Ballautomat, 
Startgelder, Caddys und Verkauf 
steuerpflichtig sind. 

Nach dem EuGH-Urteil vom 10. 
Dezember 2020  ̶  Rs. C-488/18 
 ̶  Golfclub Schloss Igling hat Art. 
132 Abs. 1 Buchst. m MwSt- 
SystRL keine unmittelbare Wir-
kung, sodass sich eine Einrich-
tung ohne Gewinnstreben auf 
diese Bestimmung vor den natio-
nalen Gerichten nicht berufen 
kann. An der bisherigen anders-
lautenden Rechtsprechung 
(siehe zuletzt Urteil vom 20. 
März 2014, V R 4/13) hält der 
BFH nicht mehr fest. 

Der Golfverein kann auch für 
den Bereich der Veranstaltungs-
startgelder keine Steuerfreiheit 
nach § 4 Nr. 22 Buchst. b UStG 
beanspruchen. Diese Steuerfrei-
heit scheitert daran, dass es sich 
beim Golfverein nicht um eine 
Einrichtung ohne Gewinnstreben 
handelt. Hierzu hat der EuGH 
entschieden, dass der Begriff 
der Einrichtung ohne Gewinn-
streben im Sinne von Art. 132 
Abs. 1 Buchst. m MwStSystRL 
ein autonomer unionsrechtlicher 
Begriff ist, der verlangt, dass 
eine solche Einrichtung im Fall 
ihrer Auflösung von ihr erzielte 
Gewinne, die die eingezahlten 
Kapitalanteile ihrer Mitglieder so-
wie den gemeinen Wert der von 
ihnen geleisteten Sacheinlagen 
übersteigen, nicht an ihre Mit-
glieder verteilen darf. Daran 
mangelte die Satzung des 
Golfvereins im Streitjahr. Dieses 
Erfordernis ist auch bei richtli-
nienkonformer Auslegung des  
§ 4 Nr. 22 Buchst. b UstG zu be-
achten. 

Aufgrund der Gesamthöhe der 
für die steuerpflichtigen Leistun-
gen erhaltenen Einnahmen 
kommt auch keine Anwendung 
der Kleinunternehmerregelung 
(§ 19 Abs. 1 UstG) in Betracht. 

 

Bitte beachten Sie: 
Durch entsprechende Regelun-
gen in der Satzung kann eine 
Steuerfreiheit nach § 4 Nr. 22 
Buchst. b UStG insofern sicher-
gestellt werden, als es sich bei 
dem Golfverein um eine Einrich-
tung ohne Gewinnstreben im 
Sinne von Art. 132 Abs. 1 
Buchst. m MwStSystRL handeln 
muss. 

Im Hinblick auf das auch im Re-
visionsverfahren geltende Ver-
böserungsverbot hat der BFH 
nicht entschieden, ob der Golf-
verein (im Bereich Mitgliedsbei-
träge) andere Leistungen an 
seine Mitglieder erbracht hat, die 
vom Finanzamt nicht besteuert 
wurden, aber nach der Recht-
sprechung des EuGH und BFH 
steuerbar sein können (EuGH-
Urteil Kennemer Golf vom 21. 
März 2002 – Rs. C-174/00, und 
BFH-Urteil vom 20. März 2014 - 
V R 4/13). 

 

NEUES VOM BMF 

Steuerbefreiung für innerge-
meinschaftliche Lieferungen 
BMF, Schreiben vom 20. Mai 
2022  ̶  III C 3 - S 7140/19/10002 
:011) 

Mit dem Gesetz zur weiteren 
steuerlichen Förderung der 
Elektromobilität und zur Ände-
rung weiterer steuerlicher Vor-
schriften vom 12.12.2019 (BGBl. 
I S. 2451) wurden insbesondere 
die materiell-rechtlichen Voraus-
setzungen für das Vorliegen ei-
ner innergemeinschaftlichen Lie-
ferung sowie für deren Steuer-
freiheit geändert.  

1. Eine innergemeinschaftliche 
Lieferung setzt zusätzlich vo-
raus, dass der Abnehmer in ei-
nem anderen Mitgliedstaat (als 
dem Mitgliedstaat, in dem die in-
nergemeinschaftliche Lieferung 
ausgeführt wird), für Zwecke der 
Umsatzsteuer erfasst ist.  
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2. Weiterhin wird eine innerge-
meinschaftliche Lieferung aus-
drücklich davon abhängig ge-
macht, dass der Abnehmer ge-
genüber dem liefernden Unter-
nehmen eine ihm von einem an-
deren Mitgliedstaat erteilte gül-
tige Umsatzsteuer-Identifikati-
onsnummer verwendet. 

3. Die Steuerbefreiung für eine 
innergemeinschaftliche Liefe-
rung wird versagt, wenn das lie-
fernde Unternehmen seiner 
Pflicht zur Abgabe der Zusam-
menfassenden Meldung (ZM; § 
18a UStG) nicht nachgekommen 
ist oder soweit es diese im Hin-
blick auf die jeweilige Lieferung 
unrichtig oder unvollständig ab-
gegeben hat.   

BMF-Schreiben vom 9. Okto-
ber 2020  

Das BMF weist ausdrücklich da-
rauf hin, dass das Unternehmen 
die Voraussetzung für die Steu-
erbefreiung nicht erfüllt, wenn es 
die ZM nicht richtig, vollständig 
oder fristgerecht abgibt. Die 
Feststellung, dass die Voraus-
setzungen nicht erfüllt sind, kann 
immer erst nachträglich getroffen 
werden, da die Abgabe einer ZM 
zu einer innergemeinschaftlichen 
Lieferung immer erst später, 
nämlich bis zum 25. Tag nach 
Ablauf jedes Meldezeitraums, in 
dem die innergemeinschaftliche 
Lieferung ausgeführt wurde, er-
folgt. 

§ 18a Abs. 10 UStG bleibt unbe-
rührt: Erkennt das Unternehmen 
nachträglich, dass eine von ihm 
abgegebene Zusammenfas-
sende Meldung unrichtig oder 
unvollständig ist, so ist es ver-
pflichtet, die ursprüngliche Zu-
sammenfassende Meldung in-
nerhalb eines Monats zu berich-
tigen. Berichtigt das Unterneh-
men die fehlerhafte ZM für den 
Meldezeitraum, in dem die be-
treffende Lieferung ausgeführt 
wurde, nicht, ist laut BMF die 

Steuerbefreiung für die betref-
fende Lieferung nachträglich zu 
versagen. Eine Berichtigung von 
Fehlern in einer anderen ZM als 
der ursprünglichen, führt zu kei-
nem Aufleben der Steuerfreiheit 
für die betreffende Lieferung. 

BMF-Schreiben vom 20. Mai 
2022  

Das BMF korrigiert seine Sicht-
weise, indem die Steuerbefrei-
ung nicht davon abhängt, dass 
die ZM fristgerecht abgegeben 
bzw. fristgerecht innerhalb eines 
Monats nach § 18a Abs. 10 
UStG berichtigt wird. 

Die in § 18a Abs. 10 UStG nor-
mierte Frist dient ausschließlich 
den Zwecken der Durchführung 
eines ordnungsgemäßen inner-
gemeinschaftlichen Kontrollver-
fahrens sowie eines etwaigen 
Bußgeldverfahrens (§ 26a Abs. 
2 Nr. 5 UStG). 

Wird eine nicht fristgerecht ab-
gegebene ZM erstmalig für den 
betreffenden Meldezeitraum 
richtig und vollständig abgege-
ben, liegen in diesem Zeitpunkt 
erstmals die materiell-rechtlichen 
Voraussetzungen für die Steuer-
befreiung vor und diese ist bei 
Vorliegen der weiteren Voraus-
setzungen zu gewähren. Die 
erstmalige Abgabe einer ZM und 
die Berichtigung einer fehlerhaf-
ten ZM durch das Unternehmen 
innerhalb der Festsetzungsfrist 
entfalten für Zwecke der Steuer-
befreiung Rückwirkung. Die 
rückwirkende Gewährung der 
Steuerbefreiung im Veranla-
gungsverfahren schließt ein 
Bußgeldverfahren des BZSt 
nach § 26a Abs. 2 Nr. 5 UStG 
nicht aus. 

Das Beispiel in Abschnitt 4.1.2 
Abs. 3 UStAE wird entsprechend 
geändert und durch ein zweites 
Beispiel ergänzt. 

Bitte beachten Sie: 
Die Grundsätze des BMF-

Schreibens vom 20. Mai 2022 
sind erstmals auf innergemein-
schaftliche Lieferungen anzu-
wenden, die nach dem 31. De-
zember 2019 bewirkt werden. 
Neben der Klarstellung, dass die 
Steuerbefreiung für die innerge-
meinschaftliche Lieferung nicht 
von einer fristgerechten Abgabe 
der ZM abhängt, wird die um-
strittene Monatsfrist zur Berichti-
gung einer nicht richtigen oder 
unvollständigen ZM durch das 
BMF-Schreiben für Zwecke des 
rückwirkenden Auflebens der 
Steuerbefreiung als für nicht 
mehr relevant erachtet. Aller-
dings ist die Frist nach wie vor 
gesetzlich in § 18a Abs. 10 
UStG fixiert, welcher für die 
Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 1b 
S. 2 UStG unberührt bleibt. Inso-
fern wäre eine diesbezügliche 
Gesetzesänderung zwingend er-
forderlich, auch wenn die Rege-
lung von der entsprechenden 
Bestimmung im Unionsrecht ab-
weicht. Zudem bleibt festzuhal-
ten, dass auch nach Meinung 
der Finanzverwaltung die Miss-
achtung der Fristen weiterhin zu 
einer Geldbuße nach § 26a Abs. 
2 Nr. 5 in Verbindung mit Abs. 3 
UStG bis zu Euro 5.000 führen 
kann.  

 

Reverse-Charge-Verfahren auf 
Telekommunikationsdienst-
leistungen 
BMF, Schreiben vom 2. Mai 
2022 – III C 3 - S 7279/19/10006 
:004 

Seit dem 1.1.2021 ist durch das 
Jahressteuergesetz 2020 die 
Steuerschuldnerschaft des Leis-
tungsempfängers auf Telekom-
munikationsdienstleistungen er-
weitert worden. Der Leistungs-
empfänger schuldet dann die 
Steuer, wenn es ein Unterneh-
men ist, dessen Haupttätigkeit in 
Bezug auf den Erwerb dieser 
Leistungen in deren Erbringung 
besteht und dessen eigener Ver-
brauch dieser Leistungen von 
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untergeordneter Bedeutung ist 
(sogenannter Wiederverkäufer).  

Eingrenzungen 
Wohnungseigentümergemein-
schaften sind für Telekommuni-
kationsdienstleistungen als Leis-
tungsempfänger nicht Steuer-
schuldner, wenn diese Leistun-
gen als nach § 4 Nr. 13 UStG 
steuerfreie Leistungen der Woh-
nungseigentümergemeinschaf-
ten an die einzelnen Wohnungs-
eigentümer weitergegeben wer-
den.  

Vermieter sind für Telekommuni-
kationsdienstleistungen als Leis-
tungsempfänger nicht Steuer-
schuldner, wenn diese Leistun-
gen als nach § 4 Nr. 12 UStG 
steuerfreie Nebenleistungen der 
Vermieter an die einzelnen Mie-
ter weitergegeben werden.  

Dies gilt auch, wenn die Woh-
nungseigentümergemeinschaft 
oder der Vermieter derartige 
Umsätze nach § 9 Abs. 1 UStG 
als steuerpflichtig behandeln. 

Anwendungsregelungen 
Die Grundsätze dieses BMF-
Schreibens sind in allen offenen 
Fällen anzuwenden. Bei Leistun-
gen, die vor dem 1. Juli 2022 
ausgeführt werden, wird es nicht 
beanstandet, wenn die Beteilig-
ten übereinstimmend das Re-
verse-Charge-Verfahren ange-
wendet haben. 

Bitte beachten Sie: 
Zu den einzelnen Voraussetzun-
gen des Reverse-Charge-Ver-
fahrens auf Telekommunikati-
onsdienstleistungen hat das 
BMF bereits mit Schreiben vom 
23. Dezember 2020 – III C 3 - S 
7279/19/10006 :002 – Stellung 
genommen (siehe VAT Newslet-
ter März 2021; Abschnitt 13b.7b 
UStAE). Insbesondere ist davon 
auszugehen, dass ein Unterneh-
men Wiederverkäufer ist, wenn 
ihm das Finanzamt auf Antrag 
oder von Amts wegen eine im 

Zeitpunkt des Einkaufs einer Te-
lekommunikationsdienstleistung 
gültige Bescheinigung nach dem 
Vordruckmuster USt 1 TQ erteilt 
hat. Die Gültigkeit der Bescheini-
gung ist auf längstens drei Jahre 
zu beschränken. Die Bescheini-
gung kann nur mit Wirkung für 
die Zukunft widerrufen oder zu-
rückgenommen werden. 

Hat das Finanzamt einem Unter-
nehmen eine Bescheinigung 
nach dem Vordruckmuster USt 1 
TQ ausgestellt, ist es auch dann 
als Leistungsempfänger Steuer-
schuldner, wenn es im Zeitpunkt 
der Leistung tatsächlich kein 
Wiederverkäufer ist oder es die-
sen Nachweis gegenüber Tele-
kommunikationsanbietern nicht 
verwendet. 

 

SONSTIGES 

Wegfall eines umsatzsteuerli-
chen Privilegs 

Erhebliche Veränderungen erge-
ben sich seit dem 1. Januar 
2022 im Bereich der Land- und 
Forstwirtschaft, soweit die land- 
und forstwirtschaftlichen Unter-
nehmen bisher die Durch-
schnittssatzbesteuerung nach  
§ 24 UStG angewendet hatten. 

Durch das Jahressteuergesetz 
2020 ist zum 1. Januar 2022 
eine Einschränkung des Anwen-
dungsbereichs der Durch-
schnittssatzbesteuerung einge-
führt worden. Die Anwendungs-
möglichkeit wurde auf land- und 
forstwirtschaftliche Unternehmen 
beschränkt, deren Gesamtum-
satz nach § 19 Abs. 3 UStG 
600.000 EUR im vorangegange-
nen Kalenderjahr nicht über-
schritten hat. 

Mehr dazu lesen Sie in unserem 
Blogbeitrag auf kpmg.de. 

 

AUS ALLER WELT 

TaxNewsFlash Indirect Tax 
KPMG-Beiträge zu indirekten 
Steuern aus aller Welt 

10 May  ̶  Czech Republic: Tem-
porary reduction in fuel excise 
duties, VAT treatment of fuel 
cards, interest on retained VAT 
deductions 

10 May  ̶  Poland: Deadline for 
notification about payments to 
whitelist of VAT taxpayers re-
mains extended 

6 May  ̶  Mexico: Validation of 
data in electronic invoices 

5 May  ̶  France: Revised guide-
lines on VAT exemption for in-
surance and related services 

28 Apr  ̶  Spain: Requirements 
for invoicing computer software 
and standardized record format 

26 Apr  ̶  Greece: Guidance on 
intra-community transactions, or 
“quick fixes,” for VAT purposes 

26 Apr  ̶  Poland: Online pur-
chases via foreign sites taxable; 
VAT on invoices 

14 Apr  ̶  EU: Directive on re-
duced rates of VAT 

14 Apr  ̶  Serbia: VAT refunds to 
foreign taxpayers for 2021 

8 Apr – South Africa: VAT treat-
ment of leasing of aircraft en-
gines 

Diese und weitere Beiträge fin-
den Sie hier. 

 

https://assets.kpmg/content/dam/kpmg/de/pdf/Themen/2021/03/vat-newsletter-maerz-2021-kpmg-de.pdf
https://assets.kpmg/content/dam/kpmg/de/pdf/Themen/2021/03/vat-newsletter-maerz-2021-kpmg-de.pdf
https://home.kpmg/de/de/blogs/home/blogbeitraege/2022/05/wegfall-eines-umsatzsteuerlichen-privilegs.html
https://home.kpmg/us/en/home/insights/2018/05/taxnewsflash-indirect-tax.html
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